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2.3. Im Schatten des Irakkrieges: Saudi-Arabien

z w ischen innenp o litischer U nsicherheit und

schw ierigen N achbarn

Guido Steinberg

In der Nah- und Mittelostregion beherrschen spätestens seit den 1970er
J ahren z w ei K onfl ik te die internationale P olitik : z um einen der israelisch-
palästinensische bez iehungsw eise israelisch-arabische K onfl ik t sow ie z um an-
deren der K onfl ik t z w ischen Iran, Irak und S audi-A rabien um die H egem onie
rund um den P ersischen G olf. D ie A useinandersetz ung am G olf nahm spätes-
tens seit dem A bz ug der B riten aus den G olfem iraten 1971 K onturen an und
prägte ab E nde der 1970er J ahre nicht nur die R egional-, sondern z unehm end
auch die W eltpolitik . In D eutschland und T eilen der w estlichen W elt liegt den-
noch das H auptaugenm erk auf dem israelisch-palästinensischen K onfl ik t, der
häufi g auch als K ern- oder S chlü sselk onfl ik t der gesam ten R egion bez eichnet
w ird. H ierbei handelt es sich um eine v erz errte W ahrnehm ung, denn der H ege-
m onialk onfl ik t am G olf steht ihm an politischer B edeutung und v or allem an
E sk alationsrisik en in nichts nach.

D er K onfl ik t z w ischen Iran, Irak und S audi-A rabien geht in seinen heu-
tigen A usprägungen auf eine Machtv erschiebung in der Nah- und Mittelost-
region z urü ck , die sich in den 196 0er J ahren erstm als bem erk bar m achte. In-
folge der z u B eginn der 1970er J ahre ex plodierenden Ö leinnahm en v erlager-
te sich der ö k onom ische und politische S chw erpunk t der R egion nach O sten.
D as ressourcenarm e Ä gy pten, das seit B eginn der 195 0er J ahre die unbestritte-
ne arabische F ü hrungsm acht w ar, v erlor seine V orrangstellung und m usste sie
den E rdö lex porteuren Iran, Irak und S audi-A rabien ü berlassen. S audi-A rabien
w urde z um K onk urrenten Ä gy ptens um die F ü hrungsposition unter den ara-
bischen S taaten, w ährend Iran unter dem S chah die V orm acht am G olf blieb.
A b E nde der 1970er J ahre v ersuchte der Irak , dem durch die Islam ische R e-
v olution 1979 geschw ächten Iran diese P osition streitig z u m achen. S eitdem
haben drei groß e K riege (der Iran-Irak -K rieg 198 0-198 8 , der Z w eite G olfk rieg
1990/91 und der Irak -K rieg 2 003 ) die R egion erschü ttert und der ursprü ng-
lich regionale K onfl ik t hat m ehrm als z u Interv entionen ausw ärtiger Mächte
gefü hrt.

S audi-A rabien ist der neben Iran und dem Irak w ichtigste A k teur am P er-
sischen G olf, allerdings auch der m ilitärisch bis 2 003 schw ächste. W ährend
die G eschichte der R egion seit 1991 v on einem labilen, durch die P räsenz der
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U SA in Saudi-Arabien und im Persischen Golf (die U SA kooperieren mili-
tärisch mit den arabischen Golfstaaten) hergestellten Kräftegleichgewicht ge-
prägt war, hat der Krieg der U SA gegen den Irak 2003 und der Sturz des Regi-
mes von Saddam Hussein die Reste dieser Balance zerstört, mit ernsten Folgen
für die Sicherheit Saudi-Arabiens. Vor allem stärkten der Sturz Saddam Huss-
eins und die anschließenden innerirakischen Konflikte Iran, der seit 2003 offen
den Anspruch auf eine regionale Führungsrolle erhebt. Saudi-Arabien und die
kleinen Golfstaaten hatten den Irak immer auch als Gegengewicht gegen den
revolutionären Iran betrachtet. Dieses ist nach 2003 weggefallen, da es den
U SA und ihren Verbündeten nicht gelungen ist, einen handlungsfähigen neu-
en irakischen Staat aufzubauen. Nach dem Machtverlust der „ Reformer“ und
der Wahl Mahmud Ahmadinejads zum Präsidenten im Sommer 2005 ist die
iranische Außenpolitik wieder weitaus aggressiver geworden als unter Präsi-
dent Khatami (vgl. Beitrag 2.2.). Teheran verfolgt seitdem offensiver als schon
zuvor das Ziel, eine nicht nur subregionale Vormachtstellung am Persischen
Golf, sondern darüber hinaus auch im Arabischen Osten einzunehmen. Das
Atomprogramm ist dabei nur ein Aspekt einer breiteren Strategie. So versucht
die iranische Führung, durch die Förderung militanter Gruppierungen im Irak
eine vollständige Beruhigung der L age zu verhindern. Solange U S-Truppen im
Irak beschäftigt sind, ist auch eine Militäraktion gegen den iranischen Nach-
barn unwahrscheinlich. Parallel versucht Iran, Syrien, mit dem es seit Anfang
der 1980er Jahre verbündet ist, politisch und wirtschaftlich enger an sich zu
binden. Zudem fördert Teheran die libanesische Hisbollah und auch die paläs-
tinensische Ham as sowie weitere terroristische Organisationen und versucht
so, direkten Einfluss auf den anderen großen Regionalkonflikt zu nehmen.

Dieser ursprünglich machtpolitische Konflikt hat auch eine konfessionel-
le Dimension, die immer wichtiger wird. Der Aufstieg Irans wird in Saudi-
Arabien als Aufstieg eines schiitischen Staates gesehen, dem der Irak nun
folgen könnte. Die Befreiung der irakischen Schiiten vom Joch des B aath-
Regimes hat auch bei den Schiiten in den Golfstaaten zur politischen Mo-
bilisierung beigetragen. In Riad herrscht große Sorge, dass die eigene schi-
itische Minderheit vermehrt Forderungen nach mehr politischer Partizipati-
on und wirtschaftlicher Gleichberechtigung stellen könnte. Dabei ist auch in
saudi-arabischen Regierungskreisen die Wahrnehmung verbreitet, dass Iran
großen Einfluss auf die saudi-arabischen Schiiten hat. Obwohl diese sich eher
am Irak orientieren, besteht die Gefahr, dass Saudi-Arabien vor dem Hinter-
grund des Konfliktes mit Iran zu einer verstärkt repressiven Politik gegenüber
der schiitischen Minderheit übergeht. In einem solchen Fall könnte es auch zu
einer innenpolitischen Konfrontation kommen, mit wiederum negativen Fol-
gen für die regionale Stabilität.
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Saudi-Arabien, die USA und der Krieg im Irak

Trotz der Belastungen, denen das Verhältnis zwischen den USA und Saudi-
Arabien infolge der Anschläge des 11. September 2001 ausgesetzt war, be-
steht es in seinem Kern fort und bleibt eng. Während die USA die Sicherheit
Saudi-Arabiens vor äußeren Feinden gewährleisten, garantiert Saudi-Arabien
im Gegenzug eine stabile Ölversorgung zu akzeptablen Preisen. Aufgrund die-
ser wechselseitigen Abhängigkeit war die Haltung der saudi-arabischen Re-
gierung gegenüber dem amerikanischen Krieg im Irak im Frühjahr 2003 am-
bivalent. Riad lehnte den Krieg zunächst ab, da es den Antiamerikanismus
der eigenen Bevölkerung und ein Auseinanderfallen des Irak befürchtete. Der
Krieg war aus saudi-arabischer Sicht nicht erforderlich, weil das Regime Sad-
dam Husseins keine unmittelbare Bedrohung für die Nachbarn darstellte. Die
saudi-arabische Regierung untersagte den USA deshalb die Nutzung ihrer re-
gionalen Einsatzzentrale auf einer Luftwaffenbasis südlich von Riad. Die USA
mussten diese nach Katar verlegen, nutzten allerdings stillschweigend die Ein-
richtungen in Saudi-Arabien, insbesondere das hochmoderne C ombined Air

O p erations C enter auf der genannten Basis. Als sich abzeichnete, dass die
Bush-Administration zum Krieg entschlossen war, entschied Riad, die Situati-
on zu nutzen, um ein innenpolitisches Problem zu lösen. Es bat die amerikani-
sche Regierung, ihre seit 1990 im Land stationierten Truppen nach einem er-
folgreichen Ende des Irak-Krieges abzuziehen. Dies war insofern folgerichtig,
als die Mehrheit der amerikanischen Truppen zur Ü berwachung der südlichen
irakischen Flugverbotszone in Saudi-Arabien stationiert war. Nach dem Sturz
des Regimes von Saddam Hussein war dies obsolet.

Durch den Abzug sollte die Kritik vor allem islamistischer Kreise an der
Präsenz ausländischer Truppen aufgefangen werden. Dies war insbesondere
nach den Anschlägen der al-Q aida vom 11. September 2001 dringlich gewor-
den, da die wichtigste Forderung Osama Bin Ladens die nach einem Rückzug
der USA aus Saudi-Arabien war. In der sich schon 2002 anbahnenden Ausein-
andersetzung zwischen al-Q aida und der saudi-arabischen Regierung nutzte
diese die C hance, weniger militante islamistische Gegner für sich zu gewin-
nen. Bis September 2003 wurde der Abzug abgeschlossen, sodass sich heute
nur noch wenige amerikanische Truppen – vorwiegend zu Ausbildungszwe-
cken – im Land befinden. Der Abzug war kein Hinweis auf eine Verschlech-
terung der amerikanisch-saudischen Beziehungen. Vielmehr ermöglichte er
Riad, zum Status q uo vom Juli 1990 zurückzukehren: Obwohl keine ameri-
kanischen Truppen in Saudi-Arabien stationiert sind, steht im Konfliktfall eine
hochmoderne militärische Infrastruktur bereit, die schon 1990 die amerika-
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nischen Truppen in die Lage versetzte, innerhalb weniger Wochen mehrere
hunderttausend Soldaten einschließlich Material nach Saudi-Arabien zu brin-
gen. In Aufbau und Aufrechterhaltung dieser Infrastruktur besteht auch im Jahr
2007 der Kern der amerikanisch-saudischen Sicherheitspartnerschaft. Vor dem
Hintergrund einer aus saudi-arabischer Sicht zunehmend bedrohlichen regio-
nalen Situation hat die Zusammenarbeit mit den USA neue Bedeutung gewon-
nen.

Saudi-Arabien in der Konfliktregion Persischer Golf

Saudi-Arabiens wichtigstes außenpolitisches Betätigungsfeld ist entsprechend
seiner Bedrohungsperzeption heute die Golfregion. Hier steht Saudi-Arabien
vor allem den mächtigen und häufig aggressiven Nachbarn Iran und Irak ge-
genüber; seit den 1970er Jahren hat zu verschiedenen Zeiten immer einer der
beiden versucht, die regionalen Machtverhältnisse zu seinen Gunsten zu än-
dern. Schon die demographische Situation spricht für die relative Stärke Irans:
Während die Bevölkerungszahl Saudi-Arabiens bei rund 25 Millionen (davon
nur rund 20 Millionen Staatsbürger) und die Iraks bei 27 Millionen liegt, leben
in Iran etwa 70 Millionen Menschen. Um sich vor den beiden Nachbarn zu
schützen, baut Riad vor allem auf sein Bündnis mit den USA. Mit dieser Po-
litik, die dazu beigetragen hat, dass die USA heute die stärkste Militärmacht
in der Golfregion sind, steht es in offenem Gegensatz zu Iran, dessen erklärtes
Ziel es ist, die Präsenz der USA im Persischen Golf zu beenden.

Bez iehungen z u Iran

Seit der Islamischen Revolution von 1979 sieht sich Saudi-Arabien von Iran
bedroht. Zum traditionellen Vormachtstreben Irans in der Golfregion trat
damals ein ideologischer Konflikt zwischen iranischen Schiiten und saudi-
arabischen Sunniten, der dadurch verschärft wird, dass es sich bei den meisten
Saudi-Arabern um Anhänger der antischiitischen W ahhabiy a handelt. Erst als
die Regierung in Teheran seit Anfang der 1990er Jahre schrittweise von ihrer
Politik des Revolutionsexports in die Golfstaaten abließ, normalisierten sich
die Beziehungen. Die infolge des Irak-Krieges der USA zunehmend aggres-
sive iranische Außenpolitik und insbesondere das iranische Atomprogramm
haben die alte saudi-arabische Furcht vor seinem Nachbarn wiederaufleben
lassen und zu einer dramatischen Verschlechterung der bilateralen Beziehun-
gen geführt.
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Obwohl Iran bereits vor 1979 der Hegemon in der Golfregion war, stellte
er für Saudi-Arabien keine unmittelbare Bedrohung dar, weil er eng mit den
USA verbündet war. Mit der Islamischen Revolution endete dieses Bündnis.
Mehr noch, mit der Islamischen Republik unter der Führung von Ayatollah
Khomeini entstand ein ideologischer Konkurrent, der nicht nur die Hegemo-
nie in der Golfregion, sondern auch eine Führungsposition in der islamischen
Welt beanspruchte und begann, Schiiten in den arabischen Golfstaaten – ins-
besondere in Kuwait und Bahrain – gegen ihre Regierungen aufzuwiegeln und
militante Gruppierungen zu fördern.

In Saudi-Arabien stellen Schiiten zwar nur zwischen acht und 15 Prozent
der Gesamtbevölkerung, doch sie leben hauptsächlich in der Ostprovinz, wo
fast das gesamte saudi-arabische Erdöl produziert wird. Sie stellen dort rund
50 Prozent der Bevölkerung und gelten der Regierung deshalb als besonde-
res Sicherheitsrisiko. Dieser Konflikt wurde durch die saudi-arabische Position
während des Iran-Irak-Krieges verschärft. Weil Saudi-Arabien den Irak unter-
stützte, stellte Teheran die Legitimität der saudi-arabischen Herrschaft über die
Heiligen Stätten von Mekka und Medina in Frage und schürte in den 1980er
Jahren wiederholt Unruhen unter den Pilgern. Bis heute fürchtet Saudi-Arabien
eine Wiederaufnahme der Politik des Revolutionsexports.

Ab Anfang der 1990er Jahre ließ Iran von dieser Politik ab. Die Ent-
spannung des bilateralen Verhältnisses setzte ab 1995 ein und beschleunigte
sich mit der Amtsübernahme des Präsidenten Mohammed Khatami 1997. Auf
saudi-arabischer Seite war es der damalige Kronprinz Abdallah, der, seit er
die Regierungsgeschäfte von seinem kranken Bruder Fahd 1995 übernommen
hatte, die Beziehungen zu Teheran ausbaute. Die Annäherung blieb jedoch vor-
sichtig und weitgehend oberflächlich, da das Misstrauen auf saudi-arabischer
Seite überwog. Der Machtapparat des religiösen Führers Khamenei blieb oh-
nehin intakt und immer bestand die Möglichkeit, dass die Reformer um Khata-
mi wieder von konservativen Hardlinern ersetzt werden würden. Als sich die
saudi-arabischen Befürchtungen mit der Amtsübernahme Mahmud Ahmadi-
nejads bewahrheiteten, verschlechterten sich die bilateralen Beziehungen dra-
matisch. Dieser Prozess hatte schon 2002 eingesetzt, als die ersten Nachrich-
ten über das iranische Atomprogramm an die Öffentlichkeit gelangten, und
setzte sich infolge der iranischen Politik im Irak fort. Die Machtelite in Saudi-
Arabien ist überzeugt davon, dass es Teheran vor allem um die Entwicklung
von eigenen Kernwaffen und weniger um die zivile Nutzung der Kernenergie
geht. Aufgrund der eigenen Schwäche bemüht sich die saudi-arabische Regie-
rung jedoch, den mächtigen Nachbarn nicht zu provozieren und hofft, dass ihr
amerikanischer Verbündeter eine atomare Bewaffnung Irans verhindert. Erst
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seit 2006 kritisiert die saudi-arabische Regierung die Politik Teherans etwas
offener.

Beziehungen zum Irak

Bis 2003 fürchtete Saudi-Arabien den Irak fast ebenso sehr wie Iran. Die Si-
tuation nach 1991 entsprach aber weitgehend saudi-arabischen Interessen. Die
Eindämmungspolitik der USA gegenüber dem Irak bewirkte, dass das Regime
Saddam Husseins für seine Nachbarn keine Bedrohung mehr darstellte. Da die
Beziehungen zu Iran sich stetig verbesserten, war die einzige Sorge Riads die
vor den innenpolitischen Folgen der Präsenz amerikanischen Militärs auf sei-
nem Territorium.

Mit dem Sturz Saddam Husseins änderte sich die Bedrohungsanalyse der
Regierung in Riad grundlegend. Heute ist ihre größte Sorge die vor einem Aus-
einanderfallen des Irak. Nach dem Frühjahr 2003 traten schnell zentrifugale
Tendenzen auf, die sich nicht auf den Norden des Landes beschränkten, wo
die Kurden ihre seit 1991 gebildete Autonomiezone konsolidierten. Kurden
und Schiiten setzten im Jahr 2005 eine föderale Verfassung durch, die auch
den Schiiten die Bildung einer föderalen Region im Süden und Zentrum des
Landes ermöglichen sollte. Riad fürchtet in diesem Zusammenhang vor allem
die Intervention von Nachbarstaaten wie der Türkei und Irans, die die Eman-
zipation einzelner Bevölkerungsgruppen entweder verhindern oder zu ihren
Zwecken zu nutzen suchen. Es ist besonders das Risiko einer regionalen mili-
tärischen Eskalation, in die auch Saudi-Arabien hineingezogen werden könnte,
das Riad Sorge bereitet.

Damit zusammenhängend glaubt die saudi-arabische Regierung, dass der
amerikanische Krieg im Irak den Weg für eine Einflussnahme Irans auf den
Irak freigemacht hat. Fast ebenso sehr wie ein Auseinanderbrechen fürchtet
Riad die Entstehung eines schiitisch dominierten irakischen Staates, der sich
am politischen Modell der Islamischen Republik orientieren und zu einem Sa-
telliten Irans werden könnte. Riad ist vor allem besorgt über die Auswirkungen
einer solchen Entwicklung auf die eigene schiitische Minderheit, die bis heute
politisch marginalisiert ist und kulturell sowie sozioökonomisch diskriminiert
wird. Schon 2003 zeigten sich Anzeichen, dass die Befreiung ihrer Glaubens-
brüder im Irak auch die saudi-arabischen Schiiten ermutigte, Gleichberechti-
gung mit der sunnitischen Bevölkerungsmehrheit einzufordern. Insbesondere
die Amtsübernahme einer von schiitischen Islamisten dominierten irakischen
Interimsregierung im April 2005 löste in Riad kritische Reaktionen aus. So
sagte der saudi-arabische Außenminister Saud al-Faisal im September 2005 in
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einer viel beachteten Rede vor dem Council on Foreign Relations, der Irak wer-
de Iran überlassen. 1 Viele saudi-arabische Politiker setzen dabei die Emanzi-
pation der irakischen Schiiten mit dem (zweifellos vorhandenen) Einfluss Irans
gleich. Saudi-Arabien sieht sich deshalb immer mehr in der Rolle eines Sach-
walters der Interessen der sunnitischen Minderheit im Irak. Hierzu wird die
Regierung auch durch die öffentliche Meinung in Saudi-Arabien gedrängt, die
ein stärkeres Engagement für die Sunniten im Irak fordert. Um die Entstehung
eines schiitisch dominierten Staates zu verhindern, übt Saudi-Arabien gemein-
sam mit Ägypten und Jordanien Druck auf die USA aus, die Marginalisierung
der Sunniten zu beenden. Seit Frühjahr 2005 drängt die Bush-Administration
ihre irakischen Verbündeten tatsächlich, Sunniten in den politischen Prozess
einzubinden. Da die Gewalt im Irak im Jahr 2006 trotzdem zu einem Bür-
gerkrieg eskalierte, gab Saudi-Arabien seine bisherige Zurückhaltung auf und
drohte, die sunnitischen Aufständischen im Irak gegen ihre schiitischen Wi-
dersacher zu unterstützen. 2

Ob Saudi-Arabien wirklich zu einem solchen Schritt bereit wäre, ist unge-
wiss. Bisher hat es von einer finanziellen Unterstützung der Aufständischen
abgesehen. Dies liegt vor allem daran, dass die J ihadisten unter den auf-
ständischen Gruppierungen erklärt haben, auch die Regime der Nachbarlän-
der des Irak stürzen zu wollen und viele saudi-arabische Freiwillige in ih-
ren Reihen haben. Saudi-Arabien selbst hat seit 2003 große Mühe gehabt,
al-Qaida im eigenen Land einzudämmen. Nun fürchtet Riad eine Rückkehr
saudi-arabischer Kämpfer in ihr Heimatland und neue Auseinandersetzun-
gen. Sollte der sunnitisch-schiitische Bürgerkrieg im Irak allerdings eskalie-
ren, dürfte Saudi-Arabien tatsächlich dazu übergehen, eher auf den Kampf im
Irak konzentrierte national-islamistische Gruppierungen zu unterstützen.

Beziehungen zu den kleinen Golfstaaten

In den 1980er Jahren versuchte Saudi-Arabien, mit dem 1981 gegründeten
Golfkooperationsrat ein strategisches Gegengewicht zu seinen Nachbarn Iran
und Irak zu gründen. Der zweite Golfkrieg zeigte jedoch deutlich, dass sei-
ne Mitgliedsstaaten (Bahrain, Katar, Kuwait, Oman, Saudi-Arabien, Vereinig-
te Arabische Emirate) weiterhin auf den militärischen Schutz durch die USA
angewiesen sind. Dies führte dazu, dass die kleinen Golfstaaten während der
1990er Jahre bilaterale Verteidigungsabkommen mit den USA schlossen. Zu-

1 Saud al-Faisal: The Fight against Extremism and the Search for Peace,
www.cfr.org/publication/8908/fight_ against_ extremism_ and_ the_ search_ for_ peace_ rush_
transcript_ federal_ news_ service_ inc.html (Zugriff: 22.3.2007).

2 Washington Post vom 29. 11. 2006.
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dem konnten sie Verstimmungen zwischen Saudi-Arabien und den USA infol-
ge des 11. September 2001 und den amerikanischen Truppenabzug aus Saudi-
Arabien im Jahr 2003 nutzen, um ihre Beziehungen zu den USA auszubauen.
Die Zeit der saudi-arabischen Hegemonie über seine kleinen Nachbarstaaten
ist vorbei.

Die Golfstaaten nutzten 1981 die Gelegenheit, die der Konflikt der Nach-
barn bot, um ein Sicherheitsbündnis unter Ausschluss Teherans und Bagdads
zu schließen. Im Laufe der Zeit ist die ökonomische Integration zu einem
wichtigen Ziel geworden; in den 1980er Jahren jedoch dominierte ihr gemein-
sames sicherheitspolitisches Interesse. Aufgrund der militärischen Schwäche
der Mitgliedsstaaten erwiesen sich die sicherheitspolitischen Maßnahmen des
Golfkooperationsrates indes als unzureichend. Seine Truppen spielten bei der
Verteidigung und anschließenden Befreiung Kuwaits 1990/91 keine Rolle. Um
die damals offen zutage getretene militärische Abhängigkeit von den USA zu
reduzieren, verkündete der Golfkooperationsrat gemeinsam mit Ägypten und
Syrien im März 1991 eine weitgehende militärische Zusammenarbeit. Ägyp-
ten und Syrien sollten als Gegenleistung für Finanzhilfen Truppen zum Schutz
der Golfstaaten vor Iran und Irak stellen. Es zeigte sich jedoch schnell, dass
das Misstrauen Saudi-Arabiens und seiner Verbündeten gegenüber Kairo und
Damaskus zu groß war. Stattdessen schlossen die kleinen Golfstaaten bilate-
rale Verteidigungsabkommen mit den USA (einige auch mit Frankreich und
Großbritannien), und auch Saudi-Arabien ließ die langfristige Stationierung
amerikanischen Militärs zu.

Der Golfkooperationsrat war seit seiner Gründung auch ein Instrument, um
die saudi-arabische Hegemonie über die kleinen Golfstaaten zu festigen. Diese
nutzten ab den 1990er Jahren und verstärkt nach 2001 ihre guten Beziehungen
zu den USA, um sich von Saudi-Arabien zu lösen. Die US-amerikanische Po-
litik nach dem 11. September 2001 und insbesondere die Entscheidung zum
Krieg gegen den Irak trugen hierzu bei. Kuwait, Bahrain und Katar stellten
ihr Territorium als Aufmarschgebiet zur Verfügung, während Saudi-Arabien
deutlich auf Distanz zu den amerikanischen Plänen ging. Die Verstimmungen
zeigten sich insbesondere an Auseinandersetzungen über bilaterale Freihan-
delsabkommen, die mehrere kleine Golfstaaten seit 2004 mit den USA ab-
schlossen. Nach saudi-arabischer Lesart wird durch diese Verträge die 2003
eingerichtete Zollunion unterlaufen und die wirtschaftliche Integration inner-
halb des Golfkooperationsrats behindert. Ob die iranische Bedrohung diese
zentrifugalen Tendenzen unter den Golfstaaten reduzieren wird, ist zweifel-
haft. Es ist dennoch auffällig, dass die Staatschefs des Golfkooperationsrates
auf ihrem Gipfel in Riad im Dezember 2006 erklärten, sie würden ein gemein-
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sames Programm zur friedlichen Nutzung der Kernenergie erwägen. Ebenso
wie ähnliche ägyptische und jordanische Ankündigungen ist die Erklärung des
Golfkooperationsrates nicht nur an Iran gerichtet. Zusätzlich soll hier den USA
verdeutlicht werden, wie groß die Gefahr eines regionalen Rüstungswettlaufs
ist, sollte Iran Atomwaffen oder auch nur die Fähigkeit, sie herzustellen, erlan-
gen.

Im Falle Saudi-Arabiens ist diese Drohung durchaus ernst zu nehmen.
Saudi-Arabien hat Pakistan beim Aufbau seines Atomwaffenprogramms finan-
ziell unterstützt. 3 Deshalb kann nicht ausgeschlossen werden, dass Riad in Pa-
kistan atomare Sprengköpfe erwirbt oder aber pakistanische Atomwaffen auf
saudi-arabischem Territorium stationiert. In jedem Fall verfügt Saudi-Arabien
seit 1988 bereits über chinesische Mittelstreckenraketen, die ursprünglich für
den Transport von nuklearen Sprengköpfen konzipiert worden waren, vor dem
Export aber für konventionelle Sprengköpfe umgerüstet wurden. Sollte Saudi-
Arabien beschließen, sich atomar zu bewaffnen, stünden also auch entspre-
chende Trägersysteme bereit.

Saudi-Arabien zwischen Nahostkonflikt und iranischer

Bedrohung

Die Politik Saudi-Arabiens im Nahostkonflikt ist heute nur noch eine Funkti-
on seiner Außenpolitik in der Golfregion, worüber die übliche anders lautende
Rhetorik in Riad nicht hinwegtäuschen kann. Die saudi-arabische Regierung
versucht dennoch, zu einer Lösung beizutragen, um regionale Konfliktpoten-
ziale im Allgemeinen abzubauen, insbesondere aber, um dem wachsenden Ein-
fluss Teherans in Syrien, Libanon und den palästinensischen Gebieten entge-
genzuwirken.

Saudi-Arabien ist auch aus innenpolitischen Gründen an einer Lösung des
Nahostkonflikts interessiert. Riad fürchtet Kritik an seiner Sicherheitspartner-
schaft mit den USA, dem wichtigsten Verbündeten Israels. Regionalpolitisch
befürchtet Riad in erster Linie die Eskalationsrisiken von kriegerischen Kon-
flikten in und um die palästinensischen Gebiete und deren Auswirkungen.
Besonders wichtig erscheint Riad, dass seine Gegner in der Golfregion im-
mer wieder versuchen, durch die Unterstützung substaatlicher palästinensi-
scher und libanesischer Gruppierungen wie der Hisbollah und der Hamas ih-

3 Thomas Woodrow: The Sino-Saudi Connection, in: The Jamestown Foundation China
Brief, Volume 2, Issue 21 (October 24, 2002), www.jamestown.org/publications_details.
php? volume_id= 18& issue_id= 661& article_id= 4680 (Zugriff: 20.3.2007).

182



Ausdruck vom 25.4.2007

SAUDI-ARABIEN

re regionale Position zuungunsten Saudi-Arabiens aufzuwerten. Dies gelang
Saddam Hussein während des Golfkrieges 1990/91, indem er zunächst anbot,
Kuwait zu räumen, wenn Israel die Westbank und den Gazastreifen an die Pa-
lästinenser übergebe und anschließend israelische Ziele mit Raketen angriff.
Iran versuchte seit den 1980er Jahren, durch die Unterstützung der Hisbollah

und des palästinensischen Islamischen Jihad, seinen Anspruch auf eine regio-
nale Führungsposition zu untermauern. Seit Beginn der Zweiten Intifada im
Jahr 2000 versuchen iranische Stellen zudem, vermehrt Einfluss auf die pa-
lästinensische Hamas zu nehmen. Öffentlich wurde diese Politik nach dem
Wahlerfolg der Hamas im Januar 2006 und der anschließenden Regierungs-
übernahme. Die iranische Regierung unterstützt die palästinensische Regie-
rung inzwischen offen mit Millionensummen. Um dem entgegenzuwirken, lud
die saudi-arabische Regierung die Führungsspitzen von Hamas und Fatah zu
einem Treffen in Mekka im Februar 2007 ein. Dort gelang es König Abdal-
lah, eine Einigung über die Bildung einer Regierung der nationalen Einheit
zu vermitteln und die Gefahr eines palästinensischen Bürgerkrieges zunächst
abzuwenden.

Die saudi-arabische Regierung versucht ebenso im Krisenfall immer wie-
der, die Unterstützung seiner arabischen Nachbarstaaten zu gewinnen, um sich
vor seinen Konkurrenten zu schützen. In den 1980er Jahren unterstützte Riad
das Regime Saddam Husseins mit rund 30 Millionen US-Dollar. Als diese Po-
litik mit der Invasion Kuwaits durch irakische Truppen gescheitert war, ver-
suchte Riad eine Allianz mit Ägypten und Syrien zu schmieden. Dieses Mus-
ter setzt sich fort: Riad versucht seit 2003, verstärkt jedoch seit 2005, in Er-
gänzung zu seinem Bündnis mit den USA, ein regionales Gegengewicht zu
Iran und zum Irak zu schaffen. Zu diesem Zweck baut es seine Allianz mit
Ägypten und Jordanien aus. Die drei Staaten dringen seit 2003 darauf, dass
die Sunniten im Irak an der Macht beteiligt werden, um so die Entstehung
eines schiitisch beherrschten Satellitenstaats zu verhindern. Im Libanon stell-
ten sich Riad, Kairo und Amman auf die Seite der Regierung Siniora, die seit
der zweiten Jahreshälfte 2006 unter starkem Druck pro-syrischer Kräfte im
Land steht. Es mehren sich die Hinweise, dass diese regionale Konfliktlinie
zwischen einem iranisch dominierten Block einerseits (Iran, Syrien und His-

bollah), und einem Bündnis zwischen den pro-amerikanischen Staaten Saudi-
Arabien, Ägypten und Jordanien andererseits sich in den kommenden Jahren
verfestigen könnte. Eine zeitweilige Annäherung zwischen Riad und Teheran,
wie sie beispielsweise Anfang März 2007 zu beobachten war, als der iranische
Präsident Riad besuchte, kann über diese Tendenz nicht hinwegtäuschen.
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Ein regionales Sicherheitssystem?

Saudi-Arabien befindet sich Anfang 2007 in einer prekären Situation. Der
Konflikt um die Hegemonie in der Golfregion zwischen Iran und Saudi-
Arabien ist infolge des Irak-Krieges der USA neu entbrannt, wobei Riad in
einer schwachen Position ist. Iran scheint übermächtig und die saudi-arabische
Abhängigkeit von den USA ist ein großes innenpolitisches Problem. Trotzdem
verlässt sich Riad darauf, dass die USA und ihre Verbündeten sich des Pro-
blems zunächst mit diplomatischen Mitteln und Sanktionen annehmen. Ge-
genüber Iran verhält sich Saudi-Arabien weiterhin zurückhaltend, da es sich
anschickt, seinen Anspruch auf eine regionale Führungsposition zu verwirk-
lichen. Zu offene Feindseligkeit könnte Gegenreaktionen der iranischen Füh-
rung provozieren.

Dennoch reagierte Riad im Verlauf des Jahres 2006 immer häufiger kri-
tisch gegenüber der iranischen Politik. Der wachsende Einfluss Teherans in
Nah- und Mittelost sorgte für Verstimmung. Um Konfliktpotenziale abzubau-
en, bemühte sich Riad, den Konflikt im Libanon zu entschärfen, seit Janu-
ar 2007 auch im direkten Gespräch mit Vertretern der iranischen Regierung.
Drohungen mit einem eigenen Atomprogramm dienen wohl dem Zweck, die
USA zu einem entschiedeneren Handeln gegen Iran zu bewegen. Inwieweit
die saudi-arabische Regierung auch Militärschläge gegen iranische Ziele bil-
ligen würde, ist unsicher. Nach außen hin würde sie gegen einen solchen
Schritt protestieren, unter der Hand jedoch möglicherweise ihre Zustimmung
signalisieren. Vorab bemüht sich Riad um die Schaffung einer gemeinsamen
ägyptisch-jordanisch-saudi-arabischen Front gegen Iran. So wird die verbrei-
tete Wahrnehmung, hier stünde ein „iranisch-schiitischer Halbmond“ einem
sunnitischen Block gegenüber, immer mehr zur Grundlage einer neuen Kon-
fliktformation.

Um der Entstehung neuer, religiös-konfessionell definierter Konfliktlinien
entgegenzuwirken, ist es vordringlich, die Vertiefung der Konfliktlinie zwi-
schen Iran und seinen arabischen Gegnern zu verhindern. Die Versuche der
saudi-arabischen Regierung, im Libanon und zwischen den Palästinensern zu
vermitteln, sind durchaus konstruktive Schritte, haben aber auch zum Ziel, die
Ausweitung iranischen Einflusses zu verhindern. Zudem würde eine Entschär-
fung beider Konflikte nicht die saudi-arabische Sorge vor dem Hegemonial-
streben Irans in der Golfregion zerstreuen. Weit entfernt von einer Deeskala-
tion, scheint sich der Konflikt zwischen den USA und Iran zu verschärfen. In
seiner viel beachteten Rede vom 10. Januar 2007, in der US-Präsident Bush ei-
ne neue Irak-Strategie verkündete, drohte er unverhohlen mit Militärschlägen
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gegen Iran. 4 Die Rede war lediglich der deutlichste von mehreren Hinweisen,
dass die US-Regierung gegenüber Iran und Syrien auf Konfrontation setzt –
im Gegensatz zu der in Europa verbreiteten Vorstellung, beide müssten einge-
bunden werden, um zu einer Lösung des Irak-Konfliktes beizutragen. Deshalb
haben deutsche und europäische Politik in der Irak-Frage und auch hinsicht-
lich der amerikanischen Iran-Politik nur begrenzte Einwirkungsmöglichkeiten
(vgl. Beitrag 2.2.). Doch auch wenn es gegen amerikanischen Widerstand un-
möglich ist, Iran in ein regionales Sicherheitsforum der acht Anrainerstaaten
des Golfes einzubinden, sollten deutsche und europäische Politik schon jetzt
versuchen, gemeinsam mit den Golfstaaten Konzepte für eine zukünftige mul-
tilaterale Sicherheitsarchitektur am Golf zu erarbeiten. Diese Konzepte könn-
ten nach dem Ende der Präsidentschaft George Bushs mit einer kooperativeren
US-Regierung vorangetrieben werden. Auch wenn dies heute nicht viel mehr
als eine Vision ist, könnte ein solches Sicherheitssystem langfristig zur Ent-
schärfung der Konflikte am Golf beitragen.

4 George W. Bush: President’s Address to the Nation, www.whitehouse.gov/news/releases/
2007/01/print/20070110-7.html (Zugriff: 22.3.2007).
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